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Die Corona-Pandemie hat un-
ser aller Leben verändert. 
Was Anfang 2020 für die 

meisten von uns noch unvorstell-
bar war, ist jetzt Realität. Diese 
Änderungen haben auch einen 
Einfluss auf unsere Arbeit. Hier 
haben sich einige Änderungen 
ergeben, die es zu beachten gilt. 
Diese Änderungen, aber auch 
was es sonst noch Neues gibt im 
Arbeitsrecht 2021, möchten wir 
an dieser Stelle darstellen.

Homeoffice: Der Gesetz-
geber hat mit der Änderung 
des Infektionsschutzgesetzes 
(§ 28b) vorgesehen, dass eine 
Verpflichtung für alle Arbeitgeber 
besteht, Mitarbeitern, die eine 
Bürotätigkeit oder ähnlich gela-
gerte Tätigkeit ausüben, einen 
Homeoffice-Arbeitsplatz anzubie-
ten. Neu bei dieser Regelung ist, 
dass die Mitarbeiter dieses Ange-
bot auch annehmen müssen.

◼ Allerdings gibt es auch hier 
Ausnahmen. Der Arbeitgeber 
muss kein Homeoffice anbieten, 
wenn zwingende betriebsbeding-
te Gründe entgegenstehen. Der 
Arbeitgeber kann nach unserer 
Auffassung also zum Beispiel ei-
ne mangelnde IT-Ausstattung für 
die Versagung von Homeoffice 
anführen. Es ist aber zu beach-
ten, dass eine solche Begrün-
dung nur vorübergehend wirkt, 
da der Arbeitgeber hier Abhilfe 
schaffen muss.

◼ Auch der Arbeitnehmer 
kann das Angebot des Arbeitge-
bers ablehnen. So kann der Ar-
beitnehmer etwa anführen, dass 
es zu Hause nicht ausreichend 
Platz hat oder mit einer Störung 
durch Dritte zu rechnen ist.

◼ Wichtig in diesem Zusam-
menhang ist, dass kein Anspruch 
auf Homeoffice besteht, den der 
Arbeitnehmer einklagen könnte. 
Auch wenn der Arbeitnehmer un-
bedingt will, gerichtlich durchset-
zen, kann er den Anspruch nicht.

Testpflicht für Arbeitgeber: 
Für Arbeitnehmer, die nicht im 
Homeoffice arbeiten, gilt – der 
Arbeitgeber muss mindestens 
einen Test pro Woche in Ausnah-
mefällen zwei Tests pro Woche 
zur Verfügung stellen. Arbeitneh-
mer haben also einmal bezie-
hungsweise zweimal pro Woche 
einen Anspruch gegenüber ihrem 
Arbeitgeber auf einen kostenlo-
sen Schnelltest.

◼ Die Verpflichtung der 
Arbeitgeber, kostenlose Schnell-
tests pro Woche anzubieten, 
geht allerdings nicht mit einer 
Verpflichtung der Arbeitnehmer 
einher, sich tatsächlich auch zu 
testen. Der Arbeitgeber genügt 
seiner Pflicht bereits dadurch, 
dass er die Tests frei zugänglich 
oder jedem Mitarbeiter direkt zur 
Verfügung stellt. 

◼ In diesem Zusammenhang 
stellt sich die Frage, ob der 

Arbeitgeber einen Coronatest 
gegenüber einem Mitarbeiter an-
ordnen darf, diesen also zwingen 
darf, sich zu testen oder testen 
zu lassen. Aus unserer Sicht 
besteht ein Recht des Arbeit-
gebers, einen Coronatest anzu-
ordnen, wenn der Arbeitnehmer 
Coronasymptome aufzeigt oder 
Kontakt mit einer positiv geteste-
ten Person hatte. 

Bisher liegt lediglich eine 
Entscheidung des Arbeitsgericht 
Offenbach vom 03.02.2021 Az. 
4 Ga 1/21 vor. Hier hatte ein 
Arbeitgeber zusammen mit dem 

Betriebsrat beschlossen, dass 
nur Mitarbeiter mit einem negati-
ven Coronatest das Werksgelän-
de betreten dürfen. 

Ein Mitarbeiter hatte sich 
gegen diese Entscheidung mit ei-
nem Eilantrag gewendet. Dieser 
Antrag wurde abgewiesen, da die 
Richter keine Eilbedürftigkeit sa-
hen. Aus den Entscheidungsgrün-
den kann aber entnommen wer-
den, dass die Anordnung eines 

Coronatests dann zulässig 
ist, wenn die Interessen 

des Arbeitgebers an 
einem ungestörten 
Betriebsablauf die 
Interessen des 
Arbeitnehmers über-
wiegen.
◼ Verweigert ein 

Arbeitnehmer, trotz 
eines überwiegenden Inte-

resses des Arbeitgebers, einen 
Test, kann dies arbeitsrechtliche 
Konsequenzen haben, da der Ar-
beitnehmer dann die Arbeitsleis-
tung nicht annehmen muss, er 
somit unentschuldigt fehlt. Das 
kann zu einer Kündigung führen. 

Kinderkrankengeld: Auch 
beim sogenannten Kinderkran-
kengeld hat es eine Änderung 
gegeben. Der Anspruch beträgt 
im Jahr 2021 pro Elternteil und 
Kind 30 Tage, also insgesamt 60 
Tage. Diese 60 Tage stehen auch 
Alleinerziehenden zu. Bei mehre-
ren Kindern beträgt der Anspruch 

maximal 65 Tage pro Elternteil, 
also insgesamt maximal 130 
Tage für beide Elternteile. Allein-
erziehenden stehen ebenfalls 
maximal 130 Tage zu.

◼ Das Besondere am 
Kinderkrankengeld 2021 ist, 
dass dieses nicht nur bei einer 
Erkrankung des Kindes gezahlt 
wird, sondern auch in Fällen, in 
denen eine Betreuung des Kin-
des aufgrund einer Schul- oder 
Kindergartenschließung nicht 
anderweitig möglich ist. 

◼ Der Anspruch auf Kinder-
krankengeld muss bei der ge-
setzlichen Krankenkasse geltend 
gemacht werden. Die Zahlung 
erfolgt in Höhe von maximal 90 
Prozent des Nettoeinkommens. 
Wichtig ist wie bisher, dass das 
Kinderkrankengeld nur bis zum 
Alter von zwölf Jahren gezahlt 
wird. Bei einer Behinderung des 
Kindes besteht der Anspruch 
auch über das zwölfte Lebensjahr 
hinaus.  Privatversicherte können 
einen Anspruch nach §56 Abs. 
1a Infektionsschutzgesetz gel-
tend machen.

Anstehende Entscheidun-
gen des EuGH: Aus unserer 
Sicht sind zwei Entscheidungen 
des EuGH, die für das Jahr 2021 
anstehen, sowohl für Arbeitneh-
mer als auch für Arbeitgeber 
von großer Bedeutung. Beide 
Entscheidungen drehen sich um 
das Urlaubsrecht.

◼ In der ersten Entscheidung 
hat der EuGH sich mit der Frage 
zu befassen, ob der Urlaubsan-
spruch eines sogenannten Lang-
zeiterkrankten – entsprechend 
der bisherigen Rechtsprechung  
– 15 Monate nach dem Ende des 
Urlaubsjahres verfällt. 

Klar ist, dass Urlaub bei 
gesunden Arbeitnehmern nicht 
verfällt, wenn der Arbeitgeber 
den Arbeitnehmer nicht auf 
diesen Verfall hinweist. Wie es 
sich allerdings bei erkrankten 
Arbeitnehmern verhält, wenn ein 
entsprechender Hinweis nicht 
erfolgt, ist bisher nicht geklärt. 
Daher sollten Arbeitgeber allen, 
auch den erkrankten Arbeitneh-
mern, einen Hinweis auf den 
Verfall der Urlaubsansprüche 
erteilen.

◼ Weiter hat sich der EuGH 
mit der Frage der Verjährung von 
Urlaubsansprüchen zu befassen. 
Dass Urlaub nicht verfällt, wenn 
der Arbeitgeber keinen entspre-
chenden Hinweis erteilt, ist klar. 
Unabhängig davon stellt sich 
aber die Frage, ob der Urlaubsan-
spruch verjährt. Grundsätzlich 
unterliegt der Urlaub der regelmä-
ßigen Verjährung (drei Jahre). Der 
EuGH hatte allerdings schon vor 
einigen Jahren festgestellt, dass 
bei fehlendem Hinweis Unverfall-
barkeit greifen müsste.
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Es gibt ihn, den „Tag der 
verlorenen Socke“: Am 
Sonntag, 9. Mai, ist nicht nur 
Muttertag, sondern auch der 
„Tag der verlorenen Socke“! 
Fehlt von einem Sockenpaar 
ein Teil, ist auch die andere 
Socke nutzlos – außer man 
mischt munter verschiedene 
Modelle. Oft findet sich nach 
einiger Zeit das vermisste 
Exemplar unter dem Bett 

oder in der Sporttasche. 
Bleibt die Socke jedoch dau-
erhaft verschwunden, kann 
dafür die Waschmaschine 
verantwortlich sein, erklärt 
die Verbraucherzentrale.

Denn immer wieder ein-
mal bleiben Socken beim 
Waschvorgang in der Gum-
midichtung zwischen Tür 
und Trommel hängen. Von 
dort können sie ins Innere 
der Maschine gezogen wer-
den, wo sie sich in der Hei-
zungsspule verfangen. In der 
Regel passiert dabei nichts, 
die Socke löst sich durch Hit-
ze und Reibung nach einiger 
Zeit sogar vollständig auf.

Wer auf Nummer sicherge-
hen will, steckt Sockenpaare 
beim Waschen in einen Wä-
schebeutel. Dann kommen 
sie auch im Doppelpack sau-
ber wieder aus der Maschine 
heraus. 

Und: Es gibt für ver-
schwundene Socken sogar ei-
nen Gedenktag: Der 9. Mai 
gilt in vielen Ländern als 
„Tag der verlorenen Socke“. 
� sig/tmn

G E W U S S T ?

Die Deutschen gehen 
bei der Geldanlage auf 
Nummer sicher, erwar-

ten aber dennoch satte Gewin-
ne, so eine aktuelle Postbank 
Umfrage. Vor allem junge Spa-
rer hegen unrealistische An-
sprüche an den Ertrag. Dieser 
Fehleinschätzung kann ein bö-
ses Erwachen folgen.

Geht es um ihr Geld, zählt 
für die Deutschen in erster Li-
nie Sicherheit. Eine aktuelle 
Kantar-Umfrage ergibt, dass es 
91 Prozent wichtig ist, ihr Geld 
sicher anzulegen. Im Vergleich 
dazu messen knapp 71 Prozent 
der Rendite Bedeutung bei. 

Die Gewinnerwartungen 
vieler Sparer haben es aller-
dings in sich: Jeder Dritte (32 
Prozent) rechnet mit einem 
Plus von über neun Prozent im 
Jahr. Im Durchschnitt gehen 
die Anleger von einer jährli-
chen Rendite von fünf Prozent 

aus. „Derartige Erwartungen 
sind derzeit nicht nur optimis-
tisch, sondern kurios“, meint 
Finanzexperte Karsten Rusch. 
„Die Zinsen für Spareinlagen 
erreichen immer neue Tief-
stände und nur eine Minder-
heit der Sparer nutzt Anlage-
formen mit Renditechancen.“ 

Tatsächlich ist das nahe-
zu unverzinste Sparkonto (53 
Prozent) die beliebteste „An-
lage“ der Deutschen, gefolgt 
vom Girokonto (34 Prozent). 26 
Prozent der Sparer legen aktu-
ell Geld in Aktien oder Fonds-
anteilen an. „Bei einem langen 
Anlagehorizont kann die An-
lage beispielsweise in einem 
Aktienfonds durchaus loh-
nenswert sein. Dabei ist eine 
Rendite von mehr als fünf Pro-
zent möglich“, erklärt Karsten 
Rusch.

Maßlos überschätzt: Zwar 
investieren junge Anleger 

nicht öfter in Wertpapiere als 
der Durchschnitt (26 Prozent), 
stellen aber auffallend häu-
fig ambitionierte Erwartun-
gen an die Rendite ihrer Geld-
anlage. Mehr als jeder zweite 
Sparer unter 30 Jahren (57 Pro-
zent) rechnet mit einem jährli-
chen Ertrag von mehr als neun 
Prozent. Und das, obwohl Spar-
konto, Girokonto und Spardose 

in keiner anderen Altersklasse 
so beliebt sind. 

„Unwissenheit und falsche 
Überzeugungen können Anle-
ger teuer zu stehen kommen. 
Wird nicht einmal der Inflati-
onsausgleich erwirtschaftet, 
verlieren die Ersparnisse nach 
und nach an Wert“, meint der 
Experte. „Gerade junge Men-
schen haben den Vorteil, dass 
sie von einem langen Anlage-
horizont profitieren und sich 
Kursschwankungen über die 
Zeit relativieren. Mit einem 
breit gestreuten Fondsspar-
plan können sich über die Zeit 
bereits kleine Sparbeiträge zu 
ansehnlichem Vermögen sum-
mieren.“� red/sig

In einer repräsentativen Online-Be-
fragung interviewte Kantar im Auf-
trag der Postbank zwischen dem 
18. und 25. Januar 2021 insgesamt 
1000 Befragte ab 16 Jahren.

Große Erwartungen, kleine Erträge
Aktuelle Umfrage ergab: Deutsche setzen bei der Geldanlage auf Sparbuch und Girokonto, erwarten  

demgegenüber aber satte  Renditen / Inflationsausgleich wird oft nicht einmal bedacht 

Ein Wäschesack kann verhin-
dern, dass die Waschmaschi-
ne Socken „frisst“.  
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Wer aufs Sparbuch setzt, 
kommt nicht weit. � Foto: dpa
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